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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Gestützt auf die Erkenntnisse des Bildungsberichtes 2018 überprüften das WBF und die
EDK 2019 ihre bildungspolitischen Ziele. Dabei hielten sie in ihrer gemeinsamen
Erklärung fest, dass die langfristig angelegten Ziele aus der Zielvereinbarung 2015
weiterhin relevant seien und entsprechend weiterverfolgt würden. Die bisherigen Ziele
betreffen den Bereich der obligatorischen Schule, den Abschluss auf der Sekundarstufe
II, die Maturität, die Profile der Tertiärstufe, Studienabbrüche an der Universität sowie
den Ein- und Wiedereinstieg von Erwachsenen in den Arbeitsmarkt. Neu kamen je ein
Ziel zur Digitalisierung und zum Sprachaustausch hinzu. 1

BERICHT
DATUM: 03.09.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Bundesrat stellte im Februar 2020 die Botschaft zur Förderung von Bildung,
Forschung und Innovation in den Jahren 2021 – 2024 (BFI-Botschaft 2021-2024) vor,
welche elf Bundesbeschlüsse und drei Gesetzesänderungen (HFKG, FIFG und das
Bundesgesetz über die Meldepflicht und die Nachprüfung der Berufsqualifikationen von
Dienstleistungserbringerinnen und -erbringern in reglementierten Berufen BGMD)
beinhaltet. Zudem sollen mit der Botschaft vier Vorstösse (Mo. 15.3469; Po. 16.3474; Po.
16.3706 und Po. 18.3631) abgeschrieben werden. 
Für die gesamte BFI-Periode 2021-2024 beantragte der Bundesrat ein Budget von
knapp CHF 28 Milliarden. Das oberste Ziel blieb für den Bundesrat ein Schweizer
Spitzenrang in den Bereichen Bildung, Forschung und Innovation. Er präsentierte in der
Botschaft folgende Prioritäten: Bei der Berufsbildung setzte er auf die Förderung
innovativer Projekte, welche die Berufsbildung auf den digitalen Wandel und das
lebenslange Lernen ausrichten. Die Grundkompetenzen der Erwachsenen in den
Bereichen Sprache, IKT und Mathematik standen im Mittelpunkt der
Weiterbildungsmassnahmen. Bei der Hochschulförderung sollten die Institutionen des
ETH-Bereichs ihre führende Rolle als Innovationsmotor behalten; die Universitäten und
Fachhochschulen unterstützte er unter anderem bei der Koordination besonders
kostenintensiver Bereiche. Bei der Forschung und Innovation wollte der Bundesrat
beim SNF die Grundlagenforschung und die Nachwuchsförderung unterstützen, bei der
Innosuisse stand die anwendungsorientierte Forschung im Mittelpunkt. Des Weiteren
wurde der digitale Wandel als Thema definiert, welches alle BFI-Bereiche betreffe.
Dementsprechend sollen alle Akteure dabei unterstützt werden, den digitalen Wandel
zu meistern und diesen mitzugestalten. Schliesslich wurden als weitere wichtige
Querschnittthemen auch die nachhaltige Entwicklung und die Chancengerechtigkeit
aufgeführt.
Zum Zeitpunkt der Präsentation der BFI-Botschaft war noch nicht geklärt, ob die
Schweiz weiterhin an EU-Programmen (z.B. Horizon) teilnehmen würde, daher schlug
der Bundesrat vor, bis zur Klärung der Teilnahmebedingungen einen Teil der Mittel zu
sperren, um gegebenenfalls genug Geld für die Teilnahme aufbringen zu können. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.02.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Am 13. März 2019 beschloss der Bundesrat mittels einer Verordnung weitreichende
Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19). Mit dieser Verordnung wurde
unter anderem beschlossen, dass ab dem 16. März 2020 alle Schulen inklusive der
Hochschulen geschlossen bleiben mussten. Kindertagesstätten hingegen durften nur
schliessen, wenn die zuständigen Behörden andere geeignete Betreuungsangebote
vorgesehen hatten. Der Bundesrat griff damit stark in die Kompetenz der Kantone ein,
welche in der Regel im Bereich Primarstufe, Sekundarschule, Gymnasium und
Fachmittelschule zuständig sind.
In der Folge wurden sämtliche Schulen, einschliesslich Kindergärten, Grundschulen,
Sekundarschulen, Gymnasien, Berufsschulen und Hochschulen, geschlossen. Kinder,
Jugendliche sowie Studentinnen und Studenten wurden fortan zu Hause unterrichtet,
insbesondere durch digitale Lernangebote. Die Medien berichteten ausführlich über
die Schliessungen der Schulen und veröffentlichten zahlreiche Erfahrungsberichte über
einzelne Schulen und deren Lehrkörper, gingen aber auch zu den Schülerinnen und
Schülern sowie deren Eltern nach Hause, um zu berichten, wie diese die Situation
meisterten. Zu Beginn des sogenannten Lockdowns schrieben die Zeitungen über die
kantonalen Unterschiede in der Handhabung der Schliessungen. So war in einigen

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.03.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Kantonen beispielsweise nicht klar, für welche Kinder und Jugendlichen ein
Alternativprogramm in der Schule geboten werden musste, weil diese nicht zu Hause
betreut werden konnten. Zahlreiche Zeitungen wiesen auch generell auf den Fakt hin,
dass das Ausfallen des Präsenzunterrichts vor allem für bereits schwächere
Schülerinnen und Schüler gravierende Folgen haben könne. Die Kinder bräuchten den
sozialen Austausch in der Klasse als Korrektiv zum Elternhaus und die Schule trage stark
dazu bei, Kinder aus einem bildungsfernen Elternhaus besser zu integrieren, so Philippe
Wampfler, Deutschlehrer, in der NZZ. Dem pflichtete auch Margrit Stamm, emeritierte
Professorin für Erziehungswissenschaften, im Sonntagsblick bei. Einige Eltern hätten
viel weniger Kapazitäten als andere, um die Kinder zu Hause zu betreuen. Die Schulen
müssten dafür sorgen, dass schwächere Schüler nicht noch mehr abgehängt würden.
Im Bereich der Grundschulen stand die Umstellung von analogem zu digitalem
Unterricht und damit einige neue Unterrichtsformen im Fokus der Berichterstattung.
Zunächst brachten einige Lehrerinnen und Lehrer die Schulmaterialien den Kindern
nach Hause oder die Kinder konnten die Lehrmittel gestaffelt aus den Schulen abholen,
wie einige Zeitungen berichteten. In den darauffolgenden Tagen wurde dann immer
mehr auf den digitalen Unterricht übergeleitet und die Lehrpersonen schickten die
Aufgaben per E-Mail oder es wurde auf Onlineplattformen zurückgegriffen. Die
Sonntagszeitung berichtete, dass der Zürcher Lehrmittelverlag früh reagierte und für
den Fernunterricht kostenlose Sonderlizenzen für E-Learning auf allen Schulstufen zur
Verfügung stellte. Auf Stufe Bund wurde die staatliche Fachagentur Educa.ch
eingeschaltet, welche den Einsatz von digitalen Lehrmitteln und Onlinediensten
vorantreiben sollte, wie der Sonntags-Blick berichtete. Die Medien berichteten
detailliert über die forcierte Digitalisierung des Unterrichts und über deren Vor- und
Nachteile. Man war sich dabei einig, dass die Digitalisierung des Unterrichts einen
Schub erhalten hatte, sie aber das Klassenzimmer und die Interaktion der Schüler und
Schülerinnen untereinander und vor allem mit der Lehrperson nicht ersetze könne.
Dem stimmte auch Dagmar Rösler, Präsidentin des LCH im Blick bei und wies zudem auf
die Wichtigkeit des haptischen Erlebens hin, welches beim Online-Unterricht kaum
gegeben sei.
Bei den Gymnasien und den Berufsschulen stand die Frage nach den
Abschlussprüfungen im Vordergrund der Berichterstattungen. Dabei war lange Zeit
unklar, ob und wie diese bei den beiden Bildungseinrichtungen stattfinden sollten,
wobei Bund, Kantone und die Organisationen der Arbeitswelt daran seien, Lösungen zu
finden, damit die Prüfungen stattfinden könnten, wie die NZZ berichtete. Ende März
wurde von zwei Schülerinnen und Schülern aus dem Kanton Baselland eine Petition
eingereicht, welche den Bundesrat dazu aufrief, 2020 alle Abschlussprüfungen
abzusagen, wie die BAZ und andere Medien berichteten. In Zusammenhang mit den
Abschlussprüfungen wiesen die Medien auch auf die Probleme der Jugendlichen bei
der Suche nach einer Lehrstelle oder bei der täglichen Arbeit im Betrieb hin. Le Temps
berichtete beispielsweise, dass viele Lernende weiterhin in ihrem Betrieb arbeiteten,
obwohl dort die hygienischen Anforderungen nicht eingehalten werden könnten. Und in
der Aargauer Zeitung wurde Stefan Wolter, Direktor der SKBF zitiert, der befürchtete,
dass zahlreiche Unternehmen, welche Lernende ausbilden, schliessen werden müssen.
Dadurch gebe es zahlreiche Lernende, die ihre Ausbildung abbrechen müssten und vor
dem Nichts stünden. Ihnen müsse geholfen werden. 3

Der Ständerat befasste sich in der Sommersession 2020 als Erstrat mit der Botschaft
zur Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den Jahren 2021-2024. Er
folgte in fast allen Punkten der Mehrheit seiner WBK-SR, die das Geschäft in mehreren
Sitzungen vorbesprochen und dabei zahlreiche Anhörungen mit den Akteuren und
Akteurinnen des BFI-Bereichs durchgeführt hatte. 
In der Eintretensdebatte betonten alle Rednerinnen und Redner die Wichtigkeit des
BFI-Bereichs für die Schweiz. Eintreten war denn auch eine klare Sache. Jakob Stark
(svp, TG), Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG) und Peter Hegglin (cvp, ZG) kritisierten aber
das Ansinnen, die Beträge für die verschiedenen BFI-Bereiche noch weiter
aufzustocken, wie dies die WBK-SR mittels zahlreicher Anträge im Umfang von
insgesamt CHF 240 Mio. vorgeschlagen hatte. Sie äusserten diese Skepsis vor dem
Hintergrund der bereits getätigten Ausgaben zur Bekämpfung des pandemiebedingten
wirtschaftlichen Lockdowns. Der überwiegende Teil des Rates sprach sich aber für die
von der Kommission vorgeschlagenen Erhöhungen der Beiträge aus. Vielen Rednerinnen
und Rednern war es wichtig, gerade in dieser Zeit in Bildung, Forschung und Innovation
zu investieren. Hannes Germann (svp, SH) resümierte, dass «die Investitionen von heute
die Arbeitsplätze von morgen» seien. Zu erwähnen ist, dass unter anderem auch den
CHF 4 Mio. für den Erhalt des Gosteli Archivs zugestimmt wurde. Die kleine Kammer
beschloss zudem, die vom Bundesrat vorgeschlagene Kreditsperre aufzuheben. Dieser

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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hatte beantragt, bis zur Klärung der Teilnahmebedingungen zu Horizon Europe und der
Nachfolgelösung für die Erasmus-Programme einen Teil der BFI-Mittel zu sperren. 4

In der Herbstsession 2020 befasste sich der Nationalrat als Zweitrat mit der Förderung
von Bildung, Forschung und Innovation in den Jahren 2021–2024. Auch in der grossen
Kammer stiess die BFI-Botschaft insgesamt auf viel Zustimmung. Der Nationalrat
genehmigte alle zusätzlichen Gelder, die der Ständerat gesprochen hatte, und stockte
die Mittel um weitere CHF 53 Mio. auf. Diese zusätzlichen CHF 53 Mio. verteilen sich auf
den ETH-Bereich, auf die Berufs- und Weiterbildung sowie auf das Schweizer
Kompetenzzentrum für das Ersetzen, Reduzieren und für die Verbesserung von
Tierversuchen (3R-Prinzipien). Viele Rednerinnen und Redner nutzten die Debatte für
ein Votum zum Thema Erasmus+, dem EU-Förderinstrument für Auslandsaufenthalte im
Bildungsbereich. Sie forderten den Gesamtbundesrat dazu auf, bei diesem Geschäft
zügiger voranzugehen und dem Parlament bald eine Botschaft vorzulegen.
Bildungsminister Parmelin versprach, dies möglichst rasch zu tun.
Als nächstes wird sich wiederum der Ständerat mit der BFI-Botschaft 2021–2024
befassen. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der dritten Herbstsessionswoche 2020 befasste sich der Ständerat erneut mit der
Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den Jahren 2021–2024. Der
Ständerat stimmte nicht allen vom Nationalrat geforderten Mittelerhöhungen zu. Er
strich wiederum die zusätzlichen Gelder für den ETH-Bereich im Gebiet der
Raumplanung, für das Schweizer Tierversuchs-Kompetenzzentrum (3R) sowie für die
berufliche Bildung. Nach der Aufrechterhaltung dieser Differenzen ist nun wieder der
Nationalrat am Zug. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Wintersession 2020 beugte sich der Nationalrat ein weiteres Mal über die BFI-
Botschaft 2021-2024. Nach dieser Debatte bestanden noch zwei Differenzen zum
Ständerat. Die eine betraf den Bereich der beruflichen Bildung, wo der Nationalrat den
Verpflichtungskredit um CHF 20 Mio. erhöhen will. Die zweite Differenz betraf die
Kredite zugunsten von Forschungseinrichtungen. Hier hielt der Nationalrat an der
Aufstockung um CHF 12 Mio. für das 3R Kompetenzzentrum fest. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Grundschulen

La commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil national (CSEC-
CN) a déposé une motion demandant le lancement d'une campagne en faveur de
l'enseignement de l'informatique. Considérant le développement du numérique, la
porte-parole de la commission Géraldine Marchand-Balet (pdc, VS) a expliqué qu'il était
nécessaire que la jeune génération soit mieux sensibilisée et formée aux défis de la
numérisation. Le Conseil fédéral s'est opposé à l'objet, estimant que les objectifs qu'il
poursuit seront atteints par d'autres mesures de la Confédération, comme la Stratégie
Suisse numérique ou le message FRI 2017-2020, dans le cadre duquel les compétences
MINT seront encouragées. Les députés ont suivi cet avis et ont rejeté la motion par 99
voix contre 78 et 4 abstentions. 8

MOTION
DATUM: 15.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Berufsbildung

«Berufsbildung 2030» (berufsbildung2030.ch) ist eine im Jahr 2016 lancierte Initiative
der Verbundpartner der Berufsbildung (Bund, Kantone und Organisationen der
Arbeitswelt) und verfolgt das Ziel, für die Berufsbildung relevante arbeitsmarktliche und
gesellschaftliche Veränderungen zu antizipieren und die Berufsbildung dadurch
zukunftsfähig zu machen. Dafür wurden ein Leitbild und wichtige Stossrichtungen –
beispielsweise im Bereich Digitalisierung, Governance oder Flexibilisierung der
Bildungsangebote – definiert. Im Rahmen dieser Stossrichtungen werden wiederum
verschiedene Projekte durchgeführt, welche von der TBBK gutgeheissen und begleitet
werden. 9

ANDERES
DATUM: 18.04.2016
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Mitte Oktober 2020 berichtete das SBFI, dass sich die Lehrstellenvergabe im Jahr
2020 trotz der Corona-Krise gut entwickelt habe. Dank intensivierten Massnahmen des
Bundes, der Kantone, der Organisationen der Arbeitswelt und der Lehrbetriebe sei der
Lehrstellenmarkt 2020 stabil geblieben; bis Ende September 2020 seien sogar etwas
mehr Lehrverträge abgeschlossen worden als in der Vorjahresperiode. Damit auch
zukünftig genügend Lehrstellen angeboten würden, habe die Task Force Perspektive
Berufslehre 2020 eine «Berufsbildungs-Challenge» auf www.prolehrstellen.ch lanciert.
Mit dieser Internet-Plattform wird das Ziel verfolgt, die Betriebe, die sich während der
Pandemie für die Berufslehre eingesetzt haben, zu würdigen sowie weitere Betriebe
von der Berufslehre zu überzeugen.
Einige wenige Zeitungen nahmen die Medienmitteilung zum Anlass, um über den
Lehrstellenmarkt in der Corona-Krise zu berichten. Der Tagesanzeiger informierte über
die Lehrstellensuche in den verschiedenen Branchen. Mancherorts würden weiterhin
Schnupperlehren durchgeführt, oft aber in verkürzter Form, beispielsweise als
Informationsnachmittag. Viele grössere Unternehmen böten auch virtuelle Lösungen an.
Bei der Aargauer Kantonalbank etwa gebe es die Möglichkeit, dass sich interessierte
Schülerinnen und Schüler mit den Lernenden per Chatfunktion austauschen können.
Der Detailhändler Coop äusserte jedoch Vorbehalte gegenüber rein virtuellen
Angeboten, es brauche immer auch einen Einblick in die Praxis. Auch ein
Sekundarschulleiter in Olten äusserte Skepsis an diesem Modell. Schwächere
Schülerinnen und Schüler würden bei der Lehrstellenvergabe diskriminiert, wenn sie
sich nicht persönlich vorstellen könnten und der Betrieb nur anhand der Noten über
einen Lehrvertragsabschluss entscheiden würde. Im Sonntagsblick äusserte sich Stefan
Wolter, Direktor der SKBF, zum Thema der Lehrstellensituation. Er mutmasste, dass der
im ersten Halbjahr 2020 vom SECO prognostizierte Rückgang des BIP von über 6
Prozent zur Entwicklung des Lehrstellenmarktes beigetragen habe. Diese schlechte
Perspektive dürfte einige Jugendliche dazu bewogen haben, auch eine Lehrstelle
anzunehmen, die nicht 100 Prozent ihren Erwartungen entsprach, so Wolter. Diese
Kompromissbereitschaft, sowie die epidemiologische Lage und die weitere
wirtschaftliche Entwicklung seien nun auch für die Zukunft des Lehrstellenmarktes von
entscheidender Bedeutung, schloss Wolter. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.10.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Hochschulen

Der Bundesrat publizierte im April 2021 die strategischen Ziele für den ETH-Bereich
für die Periode 2021-2024. Der ETH-Bereich umfasst die ETHZ, die EPFL sowie die vier
Forschungsanstalten EAWAG, WSL, EMPA und PSI. 
Die Regierung erwartete, dass der ETH-Bereich weiterhin eine ausgezeichnete Lehre
anbietet. Auf dem Gebiet der Forschung solle der ETH-Bereich seine internationale
Spitzenposition halten, seine Forschungsinfrastrukturen weiterentwickeln und sie der
Forschungscommunity anbieten. Auch soll er die Zusammenarbeit mit den kantonalen
Hochschulen, mit privaten Schweizer Forschungsinitiativen sowie mit international
führenden Institutionen intensivieren. Betreffend die Studierenden und die
Angestellten machte der Bundesrat die Vorgabe, dass der ETH-Bereich für die besten
Studierenden und Forschenden attraktiv bleiben müsse. Des Weiteren solle im
Personalbereich dafür gesorgt werden, dass der Frauenanteil in Lehre und Forschung
weiter gesteigert und jegliche Art von Diskriminierung und Belästigung beseitigt
werden. Überdies sollen die Querschnittthemen Digitalisierung, Energie, Umwelt und
Nachhaltigkeit priorisiert werden. 11

ANDERES
DATUM: 21.04.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Forschung

Eine knappe Mehrheit der APK-NR forderte im Februar 2022 dringliche Massnahmen zu
Gunsten des Schweizer BFI-Standorts. Die Kommission wollte den Bundesrat damit
beauftragen, Verhandlungen mit der EU über eine spezifische Vereinbarung
aufzunehmen, welche für eine umgehende Assoziierung der Schweiz als Drittland an die
EU-Programme Horizon Europe, Digital Europe, ITER, Euratom sowie Erasmus+ sorgt. In
dieser Vereinbarung sollen auch die Grundsätze für weitere Verhandlungen zwischen
der Schweiz und der EU geregelt werden. Zudem soll dieser Weg vor einem Entscheid
über Ergänzungs- und Ersatzmassnahmen eingeschlagen werden. Im Gegenzug soll der
Bund eine einmalige Erhöhung des Schweizer Kohäsionsbeitrages vorsehen. Anlass für
diese Motion war unter anderem eine gemeinsame Resolution von scienceindustries,
dem ETH-Rat und von swissuniversities, welche auf die negativen Konsequenzen der
fehlenden Assoziierung für den Schweizer Forschungs- und Innovationsplatz hinwies.
Eine Minderheit der APK-NR um Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) beantragte

MOTION
DATUM: 13.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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die Ablehnung der Motion. Auch der Bundesrat konnte sich nicht mit dem Vorstoss
anfreunden. Zwar verfolge auch die Regierung das Ziel, die Assoziierung an die EU-
Programme voranzutreiben; die Schweiz habe jedoch bis anhin schon alles Mögliche
unternommen, um die entsprechenden Verhandlungen zu starten. Es fehle letztlich am
Willen der EU, welche die Assoziierung der Schweiz an die EU-Rahmenprogramme im
BFI-Bereich von den allgemeinen Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU
abhängig mache. Die Frage der Assoziierung solle daher vielmehr im Rahmen des
strukturierten politischen Dialogs angesprochen werden.
In der Sommersession 2022 betonte Fabian Molina (sp, ZH) seitens der
Kommissionsmehrheit, dass der Schweizer BFI-Bereich stark unter der Nicht-
Assoziierung an die BFI-Rahmenprogramme der EU leide. Der Bundesrat habe im
Februar 2022 seinen neuen Verhandlungsansatz für die künftigen Beziehungen
Schweiz-EU vorgestellt. Der Schweizer BFI-Bereich könne aber nicht so lange warten,
bis dieser Ansatz greife; die Vollassoziierung müsse rasch geschehen. Wenn im Jahr
2022 keine Lösung mehr gefunden würde, hätten «so gut wie alle Forschungsprojekte
aufgrund der bestehenden Periodizität ohne Schweizer Beteiligung begonnen». Der
Aussage von Fabian Molina entgegnete Minderheitensprecherin Elisabeth Schneider-
Schneiter, dass die EU klargemacht habe, dass sie zuerst die offenen Fragen,
beispielsweise bezüglich der dynamischen Rechtsübernahme oder der Rolle des EuGH
geklärt haben wolle, bevor über weitere Abkommen gesprochen werde. Es sei nun am
Bundesrat, diese Fragen mit der EU zu klären, seitens des Parlaments seien bereits
genügend Ideen und Anträge vorgelegt worden. Auch Aussenminister Ignazio Cassis
beantragte die Ablehnung der Motion. Schon fast verzweifelt äusserte er die
rhetorische Frage, wie mit jemandem verhandelt werden könne, der nicht verhandeln
wolle. Das Parlament könne so viele Motionen annehmen, wie es wolle, in der Realität
wolle die EU aber momentan keinen Schritt auf die Schweiz zugehen.
In der anschliessenden Abstimmung kam es zu einer Pattsituation. Mit Stichentscheid
der Ratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG) wurde die Motion sodann mit 93 zu 92 Stimmen
bei 6 Enthaltungen angenommen. Zustimmung erhielt die Motion von der SP-, der
Grünen- und der GLP-Fraktionen sowie von einzelnen Mitgliedern der Mitte- und der
FDP.Liberalen-Fraktionen. 12

1) Erklärung WBF und EDK 3.9.19; Medienmitteilung WBF und EDK 3.9.19
2) BBl 2020, S. 3681 ff.; Medienmitteilung Bundesrat vom 26.2.20
3) NZZ, TA, 13.3.20; Blick, CdT, LT, TA, 14.3.20; So-Bli, SoZ, 15.3.20; AZ, 16.3.20; Blick, CdT, LT, NZZ, 17.3.20; Lib, 18.3.20; BaZ,
Lib, TA, WoZ, 19.3.20; NZZ, 20.3.20; NZZ, TA, 21.3.20; So-Bli, 22.3.20; LT, 23.3.20; TA, 24.3.20; BaZ, Blick, LT, 25.3.20; Lib, TA,
26.3.20; BaZ, TA, 27.3.20; AZ, BLZ, 28.3.20; So-Bli, SoZ, 29.3.20; Blick, Lib, NZZ, 30.3.20; NZZ, 31.3.20; TA, 1.4.20; Blick, TA,
2.4.20; AZ, BaZ, NZZ, TA, 3.4.20; NZZ, 4.4.20; LT, NZZ, 8.4.20; AZ, 9.4.20; Lib, NZZ, 14.4.20; AZ, WW, 16.4.20; AZ, Blick,
17.4.20; NZZ, 18.4.20; Blick, NZZ, 21.4.20; NZZ, 23.4.20; AZ, 27.4.20; Blick, 28.4.20
4) AB SR, 2020, S. 549 ff.; Medienmitteilung WBK-SR vom 18.5.20; Medienmitteilung WBK-SR vom 22.5.20; Medienmitteilung
WBK-SR vom 8.5.20
5) AB NR, 2020, S. 1258 ff.; AB NR, 2020, S. 1532 ff.
6) AB SR, 2020, S. 956 ff.
7) AB NR, 2020, S. 2451 ff. 
8) BO CN, 2017, p. 1143 ss.
9) Medienmitteilung SBFI vom 18.4.16
10) Medienmitteilung SBFI vom 13.10.20; Lib, TA, 14.10.20; So-Bli, 18.10.20; TA, 30.11.20
11) BBl 2021, 1038; Medienmitteilung Bundesrat vom 21.4.21
12) AB NR, 2022, S. 1136 ff.; Resolution vom 23.1.22

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23 6


